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1. Einleitung 

Die Ombudsstelle nach § 10 Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz Baden-Württem-
berg (PsychKHG) besteht nun seit mehr als zehn Jahren. Sie wurde mit der Neu-
fassung und In-Kraft-Treten des PsychKHG 2015 eingeführt. Die Aufgaben und 
Tätigkeitsbereiche der Ombudsstelle ergeben sich aus den §§ 9, 10 und 
27 PsychKHG.  

Zu den Aufgaben der Ombudsstelle zählt gemäß § 10 Abs. 1 PsychKHG zunächst 
die Beratung der auf Ebene der Kreise gemäß § 9 PsychKHG geschaffenen Infor-
mations-, Beratungs- und Beschwerdestellen (IBB-Stellen), welche Ratsuchen-
den – Betroffenen und deren Angehörigen – Hilfestellung im komplexen System 
der psychiatrischen Versorgung geben. Darüber hinaus erhält die Ombudsstelle 
gemäß § 9 Abs. 4 PsychKHG jährliche Erfahrungsberichte von den IBB-Stellen. 
Diese Berichte sollen es der Ombudsstelle ermöglichen, Impulse zur Weiterent-
wicklung und Verbesserung der psychiatrischen Versorgungsstruktur zu geben. 

Auch zählt es zu den Aufgaben der Ombudsstelle, für die landesweite zentrale 
Erfassung von Unterbringungs- und Zwangsmaßnahmen innerhalb der aner-
kannten Einrichtungen in einem Melderegister Sorge zu tragen. Die Rechtsgrund-
lage hierfür findet sich in § 10 Abs. 3 PsychKHG. Durch die Erfassung der 
Zwangsmaßnahmen soll eine möglichst hohe Transparenz hinsichtlich der damit 
verbundenen Grundrechtseingriffe gewährleistet werden. Darüber hinaus soll 
das Melderegister zur Qualitätssicherung in den nach dem PsychKHG anerkann-
ten Einrichtungen (§ 14 PsychKHG) dienen. 

Weiterhin erhält die Ombudsstelle gemäß § 27 Abs. 3 PsychKHG die Besuchsbe-
richte der trialogisch besetzten Besuchskommissionen, welche die anerkannten 
Einrichtungen mindestens alle drei Jahre besuchen und dabei die Erfüllung der 
mit der Unterbringung verbundenen besonders grundrechtssensiblen Aufgaben 
überprüfen sollen. Hierbei sind die Mitglieder der Besuchskommissionen nicht an 
Weisungen gebunden.  

Schließlich obliegt es der Ombudsstelle nach §§ 10 Abs. 4 und 27 Abs. 3 PsychKHG 
dem Landtag mindestens einmal in der Legislaturperiode zusammenfassend über 
ihre Beratungstätigkeit gegenüber den IBB-Stellen, das Melderegister und die Er-
gebnisse der Arbeit der Besuchskommissionen zu berichten. Der Erfüllung dieser 
Pflicht dient der vorliegende Bericht. 
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Die Ombudsstelle hatte in der Vergangenheit bereits zwei Mal dem Landtag be-
richtet1, vorliegend liegt der dritte Bericht vor. Er schließt an den zweiten Bericht 
unmittelbar an und soll einen zusammenfassenden Überblick über die Zeit seit 
dem 1. Dezember 2018 bis zum 31. Dezember 2025 geben.  

2. Die IBB-Stellen  

Die auf Ebene der Kreise (Stadt- und Landkreise) angesiedelten IBB-Stellen sol-
len als trialogisch ausgestaltete Gremien Beschwerden und Anregungen von Be-
troffenen und deren Angehörigen mit dem Ziel einer einvernehmlichen Lösung 
bearbeiten und Auskünfte über geeignete Hilfs- und Unterstützungsangebote im 
psychiatrischen Versorgungssystem erteilen.  

Den IBB-Stellen gehören gem. § 9 Abs. 2 PsychKHG auch die in § 9 Abs. 1 PsychKHG 
gesetzlich verankerten Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher an.2 Die 
Patientenfürsprecherinnen und Patentenfürsprecher sind von den Stadt- und Land-
kreisen zu bestellen und sollen die Interessen von Betroffenen und deren Angehöri-
gen sowohl im ambulanten als auch teilstationären und stationären Bereich vertre-
ten. Ebenfalls sollen sie diese angesichts der häufig komplexen Strukturen im psychi-
atrischen Versorgungssystem unterstützen. 

Betroffene und Angehörige können sich mit ihrem Anliegen wahlweise an die 
IBB-Stellen als solche oder auch ausschließlich an die Patientenfürsprecherin 
bzw. den Patientenfürsprecher wenden (vgl. § 9 Abs. 3 Satz 1 PsychKHG). 

a) Einrichtung und Weiterführung der IBB-Stellen 

Zwischenzeitlich haben alle 44 Stadt- und Landkreise eine IBB-Stelle eingerich-
tet. Dabei verfügen 36 Stadt- und Landkreise jeweils über eine eigene IBB-Stelle, 
acht Stadt- bzw. Landkreise haben von der in § 9 Abs. 2 S. 1 PsychKHG vorgese-
henen Möglichkeit einer kreisüberschreitenden Kooperation Gebrauch gemacht 
und jeweils gemeinsam mit einem weiteren Stadt- bzw. Landkreis eine IBB-Stelle 
eingerichtet, so dass es landesweit insgesamt 40 IBB-Stellen gibt. 

 
1 Der erste Bericht wurde als LT-Drs. 15/8102 veröffentlicht. Der zweite Bericht wurde als LT-Drs. 
16/5400 veröffentlicht. 
2 Erstmalig wurden die Patientenfürsprecherin/ der Patientenfürsprecher in § 6 Abs. 4 im Gesetz zur 
Errichtung der Zentren für Psychiatrie (EZPsychG) erwähnt. 
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Hinsichtlich der Neubesetzung von vakanten Stellen war die Ombudsstelle im 
Austausch mit Landesverbänden und den jeweiligen Stadt- und Landkreisen. Ins-
besondere im Bereich der Betroffenen und Angehörigen ergaben sich Vakanzen, 
die meist im persönlichen Bereich lagen. Hierbei ist zu erwähnen, dass eine Va-
kanz möglich ist, da die jeweilige Besetzung eine Soll-Vorschrift darstellt (§ 9 
Abs. 2 S. 2 PsychKHG), die IBB-Stellen also auch tätig werden können, wenn 
nicht alle in § 9 Abs. 2 PsychKHG genannten Vertreterinnen und Vertreter be-
stellt sind. Die IBB-Stellen sind somit grundsätzlich arbeitsfähig. 

b) Förderung der Informations-, Beratungs- und Beschwerdestellen 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration förderte im Berichts-
zeitraum auch weiterhin den Aufbau und den Betrieb der IBB-Stellen mit einem 
jährlichen Zuschuss an die Stadt- und Landkreise. 
Voraussetzung der Förderung ist unter anderem, dass die jeweilige Informations-, 
Beratungs- und Beschwerdestelle entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des 
PsychKHG ausgestaltet ist und die Gesamtfinanzierung der Informations-, Bera-
tungs- und Beschwerdestelle gesichert ist. Weitere Einzelheiten der Förderung 
sind in der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Integration zur Förderung der Informations-, Beratungs- und Beschwerdestellen 
nach dem Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (VwV-IBB) vom 20. September 2022 
(GABl. 2022, 863) geregelt.  

Seit dem Jahr 2016 beträgt die Höhe des jährlichen Zuschusses 14.500 Euro pro 
Stadt- und Landkreis. Im Berichtszeitraum haben alle Träger der IBB-Stellen den 
Förderbetrag beantragt. In allen Fällen wurde die Förderung durch das Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und Integration gewährt. 

Die Neufassung der VwV-IBB, die zum 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist, wurde 
gemeinsam mit den betroffenen Akteurinnen und Akteuren erarbeitet. Hierzu 
wurde eine Arbeitsgruppe auf Landesebene mit Vertretungen der Verbände der 
Betroffenen und Psychiatrieerfahrenen, des Städte- und Landkreistags, der Lan-
desarbeitsgemeinschaft IBB sowie der Ombudsstelle unter Federführung des Mi-
nisteriums für Soziales, Gesundheit und Integration erarbeitet. Vorbereitend auf 
die Arbeitsgruppensitzungen wurde im Dezember 2020/Januar 2021 eine Evalua-
tion bei den IBB-Stellen durchgeführt, die auch Gegenstand der Beratungen über 
die Neufassung der VwV waren. Insgesamt konnte im Rahmen der Evaluation 
festgestellt werden, dass die Resonanz zur Arbeit der IBB-Stellen grundsätzlich 
positiv ist, jedoch teilweise Unterschiede insbesondere in der Beratungsfrequenz 
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bestehen. Aus den Ergebnissen haben sich im Wesentlichen folgende Änderun-
gen für die Neufassung der VwV-IBB ergeben: 

• Weitere Konkretisierung der Lotsenfunktion der IBB-Stellen, damit Men-
schen mit psychischen Erkrankungen und ihren Angehörigen ein Weg zu ei-
ner selbstbestimmten klinischen oder außerklinischen Unterstützung ge-
wiesen wird, 

• Abgabefrist des Jahresberichts bei der Ombudsstelle mit der Möglichkeit 
der einmaligen Fristverlängerung, 

• Sanktionsmöglichkeiten bei Nichteinhaltung der Abgabefrist, 

• Berichterstattung im Gemeindepsychiatrischen Verbund, 

• Ausschluss, die gesetzliche Aufgabe auf andere Institutionen als die Stadt-, 
Landkreise zu übertragen, 

• Streichen von Übergangsvorschriften. 

Bei den Beratungen wurde gleichermaßen berücksichtigt, dass der Bundesge-
setzgeber mit der Einführung der Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung 
(EUTB-Stellen) zum 1. Januar 2018 ein weiteres unabhängiges Beratungsangebot 
geschaffen hat, das auch Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen zu-
gänglich ist. Eine Abgrenzung zu den Aufgaben der IBB-Stellen konnte aufgrund 
der unterschiedlichen Gesetzgebungszuständigkeiten dahingehend erfolgen, 
dass die Lotsenfunktion der IBB-Stellen präziser formuliert und ein Verweis auf 
die EUTB-Stellen in der VwV-IBB aufgenommen wurde. 

Als Arbeitshilfe für die Neufassung der VwV-IBB, die zum 1. Januar 2023 in Kraft 
getreten ist, wurde von Seiten der Ombudsstelle und des Ministeriums für Sozia-
les, Gesundheit und Integration ein Rundschreiben mit Erläuterungen an die IBB-
Stellen und die Psychiatrieplanerinnen und -planer der Stadt- und Landkreise 
verfasst. 

Abschließend kann festgehalten werden, dass sich die Neufassung der VwV-IBB 
bewährt hat. 
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c) Qualifizierung der Mitglieder der Informations-, Beratungs- und Be-
schwerdestellen 

Um neuen Mitgliedern der IBB-Stellen den Einstieg in ihre Tätigkeit zu erleichtern 
und die Qualität der Tätigkeit langfristig zu sichern, aber auch vorhandene 
Kenntnisse aufzufrischen, hat das Ministerium für Soziales, Gesundheit und In-
tegration ein speziell für die IBB-Stellen eingerichtetes und von der Ombuds-
stelle betreutes Qualifizierungsprogramm entwickelt.3  

Die Kosten des Qualifizierungsprogramms werden weiterhin vom Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Integration vollständig übernommen, sodass die Quali-
fizierung für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kostenfrei ist. 

Die Rückmeldungen aus den Evaluationen seitens der Kursteilnehmerinnen und 
Kursteilnehmer zu den Grund- und Vertiefungskursen waren ganz überwiegend 
sehr positiv, weshalb das Fortbildungsprogramm fortgesetzt wird.  

d) Erfahrungsaustausch der IBB-Stellen 

Wie bereits in den Vorjahren hat das Ministerium für Soziales, Gesundheit und In-
tegration im Berichtszeitraum Vertretungen aller IBB-Stellen jährlich zu einem 
gemeinsamen Treffen mit der Ombudsstelle eingeladen. Neben dem Erfahrungs-
austausch konnten die Vertreterinnen und Vertreter der IBB-Stellen in den direk-
ten Austausch mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Ba-
den-Württemberg und der Ombudsstelle treten. Während der Corona-Pandemie 
fanden die Treffen im virtuellen Rahmen statt, ab dem Jahr 2022 wieder regel-
haft in Präsenz.  

Zusätzlich zu dem vom Ministerium für Soziales und Integration veranstalteten 
Treffen existiert eine Landesarbeitsgemeinschaft IBB-Stellen (LAG IBB), welche 
ihrerseits jährlich zu einem Erfahrungsaustausch einlädt. Nach diesem Treffen in-
formiert der Sprecherkreis die Ombudsstelle über die Ergebnisse des Aus-
tauschs in einem gesonderten Treffen zwischen dem Sprecherkreis der LAG-IBB 
und der Ombudsstelle.  

 
3 Siehe hierzu auch den ersten Bericht der Ombudsstelle LT-Drs 15/8102 S. 6. 
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e) Beratung der IBB-Stellen durch die Ombudsstelle 

Die Ombudsstelle hat im Berichtszeitraum mit ihrer Beratungstätigkeit auch wei-
terhin die Aufrechterhaltung des Betriebs der IBB-Stellen unterstützt.4  

Darüber hinaus wurden die IBB-Stellen durch die Ombudsstelle in zahlreichen 
Fällen zu unterschiedlichsten rechtlichen und tatsächlichen Fragestellungen be-
raten. Die Spannbreite der Beratung war dabei sehr groß und umfasste beispiels-
weise Fragestellungen aus dem Verwaltungsrecht, Datenschutzrecht, Steuer-
recht, Betreuungsrecht, rechtliche Fragen zu Akteneinsicht in Patientenakten 
und teils auch prozessuale Fragestellungen. 

Oft handelte es sich um Anfragen individueller Art. Dennoch lassen sich fol-
gende Themenkomplexe benennen, zu denen vermehrt Anfragen an die Om-
budsstelle gestellt wurden: 

(1) Ein Themenkomplex waren die Rechte und Pflichten der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der IBB-Stellen. Es stellten sich insoweit vor allem verwal-
tungsrechtliche Fragen, beispielswiese betreffend die Bestellung oder Ab-
berufung von ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Mehrere 
Anfragen betrafen auch direkt oder indirekt die in § 9 Abs. 2 PsychKHG ge-
nannte Unabhängigkeit der IBB-Stellen und die sich hieraus in der Praxis er-
gebenden Folgen – gerade im Hinblick auf die Verwendung der Fördermit-
tel, die Transparenz der Verwendung der Mittel sowie Vorgaben zum orga-
nisatorischen Rahmen.  

(2) Ein weiterer Themenkomplex betraf die Schweigepflichtentbindung der Pa-
tientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher gegenüber den weiteren 
IBB-Mitarbeitenden sowie der behandelnden Ärztinnen und Ärzte gegen-
über den IBB-Stellen. Weiterhin bestand Beratungstätigkeit zu daten-
schutzrechtlichen Fragestellungen. Hierfür stehen den Kreisen grundsätz-
lich Musterbelehrungen zur Verfügung, die in eigener Verantwortlichkeit 
umzusetzen sind.   

(3) Schließlich erreichten die Ombudsstelle weiterhin Anfragen zu dem Ver-
hältnis zwischen IBB-Stelle und Patientenfürsprecherin beziehungsweise 
Patientenfürsprecher. Hierbei ging es hauptsächlich um das Ausmaß eines 

 
4 Siehe hierzu auch den ersten Bericht der Ombudsstelle LT-Drs 15/8102 S. 6 und 7. 
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hinreichenden Austauschs oder einer hinreichenden Zusammenarbeit zwi-
schen Patientenfürsprecherin oder Patientenfürsprecher, die gem. § 9 
Abs. 2 PsychKHG Mitglieder der IBB-Stelle sind, mit der IBB-Stelle an sich. 
Die Ombudsstelle ist in dieser Hinsicht vermittelnd tätigt geworden unter 
Verweis auf § 9 Abs. 3 S. 2 PsychKHG, der vorsieht, dass Eingaben nach 
Möglichkeit im gleichberechtigten Zusammenwirken aller Gremiumsmit-
glieder und damit trialogisch, einer Lösung zuzuführen sind.5  

Neben der Beratung der IBB-Stellen an sich kam es auch zu Beratungstätigkei-
ten der Ombudsstelle zu Anfragen der Psychiatrieplanerinnen und -planer der 
Stadt- und Landkreise. Diese bewegten sich im Rahmen von rechtlichen Fragen 
sowie tatsächlichen Anliegen. Primärer Fokus waren Fragen und Anliegen um 
das Ehrenamt und die rechtliche Einordnung. Hierbei mussten die Zuständigkei-
ten von Ombudsstelle und Stadt- und Landkreisen abgegrenzt werden.  

f) Zusammenfassung aus den Jahresberichten der IBB-Stellen 

Gemäß § 9 Abs. 4 PsychKHG berichten die IBB-Stellen der Ombudsstelle einmal 
jährlich zusammenfassend über ihre Tätigkeit. Aus diesen Berichten lässt sich 
das Folgende festhalten: 

Die IBB-Stellen sind überwiegend mit mindestens fünf Mitgliedern besetzt. Sie 
bearbeiten in der Regel mindestens 60 Fälle im Jahr. Es überwiegt die Bera-
tungstätigkeit. Das Beschwerdemanagement ist demgegenüber nachrangig. Die 
Betreuung von Einzelfällen im Rahmen von Beschwerden durch die IBB-Stellen 
wird häufig im Rahmen mehrerer Termine bearbeitet, so dass diese in der Regel 
mehr Zeit in Anspruch nehmen als einfache Auskünfte oder Beratungen. An eini-
gen Standorten werden zwanzig Beschwerden, an anderen Standorten lediglich 
zwei Beschwerden im Jahr erfasst. Im Rahmen der Beratungen überwiegen aus-
führliche Beratungen gegenüber kurzen Auskünften. Überwiegend werden die 
Fälle uneingeschränkt im Kreis der IBB-Mitglieder trialogisch beraten. Die Fälle 
beruhen nahezu hälftig auf Kontakten zu Psychiatrie-Erfahrenen und deren An-
gehörigen sowie gleichermaßen auf Kontaktaufnahmen aus dem Personenkreis 
der Umfeld-Personen, Einrichtungen und Behörden. 

 
5 Die Möglichkeit des trialogischen Zusammenwirkens besteht nicht in Fällen, in denen sich der Rat-
suchende an die Patientenfürsprecherin beziehungswiese den Patientenfürsprecher gewendet hat, 
die Weitergabe personenbezogener Daten erforderlich ist und der oder die Ratsuchende hierzu 
keine Einwilligung erteilt hat, § 9 Abs. 3 S. 3 PsychKHG. 
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Soweit Daten vorliegen, wurden nur wenige Kontakte zu Personen unter 18 oder 
über 65 Jahren erfasst. Die deutliche Mehrheit der Klientinnen und Klienten ist 
volljährig und unter 65 Jahren. Soweit das Geschlecht bekannt war, zeigen die 
Meldungen der IBB-Stellen, dass ein Drittel mehr Frauen als Männer die IBB-
Stelle kontaktieren. Die IBB-Stellen sind durchschnittlich zwei Stunden mit der 
Beratung der betroffenen Personen beschäftigt. Hinzu kommen die Vorbereitung, 
Organisation, Dokumentation, Gremien- und Öffentlichkeitsarbeit. 

Während der COVID-19-Pandemie musste zwar das Präsenzangebot einge-
schränkt werden, die Anzahl der Beratungen und Betreuungen durch telefoni-
schen und elektronischen Kontakt konnte jedoch auf nahezu gleichbleibendem 
Niveau aufrechterhalten werden. 

Die IBB-Stellen stellen teilweise fest, dass es einen Bedarf für Hilfsangebote ins-
besondere für Akutsituationen und Notfälle gibt. Abhilfe schaffen könnten ein 
Aufbau von Krisen- und Notfalldiensten sowie eine Stärkung der bereits existie-
renden Sozialpsychiatrischen Dienste (SpDi). 

Die IBB-Stellen erkennen Herausforderungen in der psychiatrischen Versorgung 
in Baden-Württemberg. Die Versorgungslage mit Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten sei angespannt. Besondere Bedarfe bestünden insbesondere für 
junge Menschen an den Übergängen von Schule, Ausbildung und Studium. 
Ebenso gebe es Herausforderungen für ältere Menschen mit schweren psychi-
schen Erkrankungen im ambulanten Bereich sowie bei der Unterbringung in Pfle-
geeinrichtungen. Insgesamt wird ein weiterer Bedarf an Plätzen in Tageskliniken, 
Psychiatrien und Akutkrankenhäuser festgestellt.  

Themen von allgemeiner Bedeutung sind die Unterbringung in psychiatrischen 
Kliniken, konkrete Formen der Behandlung in diesen Einrichtungen und der Um-
gang mit Angehörigen. Häufig werden Anliegen zur Akteneinsicht bei Kliniken 
und Behörden bearbeitet. 

Daneben bestehen viele Themen im Bereich der konkreten Lebenssituation von 
psychisch erkrankten Menschen, z. B. in Bezug auf (betreutes) Wohnen, Suche 
nach einem Arbeitsplatz und Kontakt mit dem Jobcenter sowie die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben.  
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3. Die Besuchskommissionen 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration hat gemäß § 27 Abs. 1 
PsychKHG Besuchskommissionen einzurichten, die mindestens alle drei Jahre 
die insgesamt 32 psychiatrischen Einrichtungen6 besuchen und daraufhin über-
prüfen, ob die mit der Unterbringung verbundenen besonderen Aufgaben erfüllt 
werden.  

Insgesamt existieren vier Besuchskommissionen, jeweils eine je Regierungsbe-
zirk.7 Um Interessenkonflikte zu vermeiden, dürfen die Mitglieder der Besuchs-
kommissionen  beruflich oder ehrenamtlich nicht mit Fällen befasst sein, die sich 
im Regierungsbezirk der zu besuchenden anerkannten Einrichtung befinden. Die 
ersten Besuche erfolgten ab Februar 2016. Die Amtszeit der letzten Besuchs-
kommissionsmitglieder endete zum 31. Dezember 2025. Die vakanten Stellen in-
klusive Vertretungen werden sukzessive nachbesetzt.  

a) Erfolgte Besuche  

Bei der Anzahl der erfolgten Besuche müssen grundsätzlich die Regelungen und 
Einschränkungen im Rahmen der Corona-Pandemie berücksichtigt werden. Dies 
betraf nicht nur Hygiene- und Schutzmaßnahmen, teilweise wurden Stationen zu 
Isolierstationen umgewandelt, um Patientinnen und Patienten sowie das Perso-
nal vor Ansteckung zu schützen. 
Im Jahr 2019 konnten zehn Besuche durchgeführt werden, während im Jahr 2020 
vier Besuche und in den Jahren 2021 und 2022 jeweils acht Besuche und im Jahr 
2023 sieben Besuche unten den genannten Einschränkungen stattfinden konn-
ten. Im Jahr 2024 konnten bereits siebzehn anerkannte Einrichtungen besucht 
werden. Für das Jahr 2025 liegen die Daten zum Zeitpunkt der Berichterstattung 
noch nicht vollständig vor. 

b) Zusammenfassung aus den Berichten der Besuchskommissionen 

Gemäß § 27 Abs. 3 S. 1 PsychKHG sind die Besuchskommissionen verpflichtet, 
der Ombudsstelle nach einem Besuch innerhalb von drei Monaten einen Bericht 
über ihren Besuch vorzulegen. Diese Berichte erhalten neben der Ombudsstelle 
auch die Regierungspräsidien als Aufsichtsbehörden der besuchten Einrichtun-
gen. Soweit die besuchten Einrichtungen über eine Maßregelvollzugseinrichtung 

 
6 Nachdem zwei psychiatrische Einrichtungen über jeweils zwei anerkannte Einrichtungen i.S.d. 
§ 14 PsychKHG verfügen, gibt es insgesamt 34 anerkannte Einrichtungen.  
7 Siehe hierzu auch den ersten Bericht der Ombudsstelle LT-Drs 15/8102 S. 9. 
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verfügen, erhält zusätzlich auch das Ministerium für Soziales, Gesundheit und In-
tegration, das gemäß § 35 PsychKHG die Aufsicht über den Maßregelvollzug in-
nehat, die entsprechenden Besuchsberichte. Schließlich wird der jeweilige Be-
suchsbericht auch der besuchten Einrichtung zur Verfügung gestellt. 

Die überwiegende Zahl der Berichte war im Ergebnis grundsätzlich positiv. So 
wurde in allen Berichten ein „guter“ oder „sehr guter“ Gesamteindruck der be-
suchten anerkannten Einrichtungen festgestellt. Auch die Kooperation zwischen 
dem Personal der anerkannten Einrichtung und der Besuchskommissionsmitglie-
der wurde positiv hervorgehoben. 

Gleichwohl enthielten einige Berichte auch Verbesserungsvorschläge oder Kritik. 
Im Einzelnen lässt sich aus den Berichten das Folgende zusammenfassen: 

 Zwangsmaßnahmen 

In den Berichten wurden Verbesserungsvorschläge im Zusammenhang mit 
Zwangsmaßnahmen aufgeführt: So wurde beanstandet, dass bei Fixierun-
gen nicht in jedem Fall eine 1:1 Betreuung erfolge. Teils werde eine Überwa-
chung nur durch ein Sichtfenster vorgenommen. Hier wurde gefordert, dass 
eine 1:1 Betreuung als Bettwache erfolgen sollte. Es wurde zudem bemän-
gelt, dass das Zimmer, in dem die Fixierungen durchgeführt werden, für 
Dritte einsehbar seien. Hingegen fanden keine Fixierungen auf den Fluren 
mehr statt. In einem Bericht wurde der Zustand eines Fixierzimmers bemän-
gelt. Besonderes Augenmerk lag auf den Kinder- und Jugendpsychiatrien. 
Der vereinzelte Einsatz von Videoüberwachung in Isolierzimmern wurde kri-
tisiert. 

 Bauliche Gegebenheiten/Hygiene  

In einem Fall wurde über Hygienemängel in einem Fixierzimmer berichtet. In 
den Berichten wurden die baulichen Gegebenheiten der besuchten Einrich-
tung etwa wegen beengter Räumlichkeiten, Renovierungsbedürftigkeit, Ge-
meinschaftsduschen oder dem Fehlen eines Besucherzimmers bemängelt. 
Oft konnte berichtet werden, dass bauordnungsrechtliche und auch denk-
malschutzrechtliche Gesichtspunkte einer Abhilfe im Wege stehen.  In zwei 
Berichten war der Außenbereich Gegenstand von Beanstandungen, da der 
Zugang zu diesem entweder erschwert oder der Außenbereich nicht oder 
nicht ausreichend vorhanden war. In mehreren Berichten wurde die bauli-
che Situation in der Kinder- und Jugendpsychiatrie erwähnt. Insbesondere 
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wurde betont, dass diese Einrichtungen teilweise nicht altersgerecht aus-
gestaltet waren und eine Aufwertung erforderlich wäre.  

 Fortbildungsmöglichkeiten 

Im Hinblick auf Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten für das Personal der 
anerkannten Einrichtungen wurde berichtet, dass es im Gegensatz zu den 
Jahren zuvor mehr Deeskalationskurse gebe bzw. Fortbildungsmöglichkei-
ten zur Verfügung gestellt wurden.  

 Belegung/Personalsituation 

Die Besuchskommissionen weisen auf teilweise herausfordernde Personal-
situationen hin. In einigen Berichten wurde jedoch auch hervorgehoben, 
dass sich die Personalsituation verbessert habe. Bei der 1:1 Betreuung 
werde dem durch diverse Maßnahmen in der Personalgewinnung und -pla-
nung (Pool-Bildung zum Abruf) begegnet. 

In allen vorgelegten Berichten wurde der zugewandte, wertschätzende und 
engagierte Umgang des ärztlichen wie pflegerischen Personals mit den Pa-
tientinnen und Patienten betont. In manchen Berichten wurde erwähnt, 
dass ein Dienstleister für Personenschutz engagiert wurde, um auf Krisensi-
tuationen deeskalierend einwirken zu können.  

 Weitere Beanstandungen 

Teilweise wurde berichtet, dass die besuchten Einrichtungen die Patientin-
nen und Patienten sowie deren Angehörige nicht regelhaft auf die IBB-Stel-
len hinweisen. Auch die Besuche der Besuchskommission wurden teilweise 
nicht durch die anerkannte Einrichtung angekündigt, sodass die Patientin-
nen und Patienten nicht informiert waren.  

Die übrigen Beanstandungen betrafen beispielsweise das Beschwerdema-
nagement, Dokumentationsmängel oder das Entlassmanagement. 

Insgesamt lässt sich erkennen, dass insbesondere bauliche Mängel bzw. 
Renovierungsbedürftigkeit der Zimmer oder der Gebäude Schwerpunkte 
der Beanstandungen waren.  Die in den Vorjahren festgestellten Mängel bei 
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der 1:1 Betreuung in Fällen der Fixierung wurden behoben. Auch die Bean-
standungen im Hinblick von Fixierungen auf Fluren konnten beseitigt wer-
den.  

Soweit es in Einzelfällen zu Beanstandungen kam, nahm die Ombudsstelle 
Kontakt mit den zuständigen Aufsichtsbehörden auf, um die Angelegenheit 
zu erörtern und um weitere Veranlassung zu bitten.8 
Die Ombudsstelle erhielt sowohl von Kliniken als auch von den Aufsichts-
behörden Rückmeldungen betreffend die Beseitigung etwaiger Beanstan-
dungen. 

c) Ausrichtung eines jährlichen Treffens der Besuchskommissionen 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration lud im Berichtszeitraum 
die Mitglieder der Besuchskommission einmal jährlich zu einem Treffen zum 
Austausch zu organisatorischen Fragestellungen und zur Arbeit der Besuchs-
kommissionen ein. Zum anderen sollte den Mitgliedern der Besuchskommission 
die Gelegenheit zum gegenseitigen Austausch ermöglicht werden, um auf diese 
Weise von den unterschiedlichen Erfahrungen profitieren zu können.  

d) Neuberufung der Besuchskommissionen  

Nachdem die jeweiligen Amtszeiten der Mitglieder Besuchskommissionen so-
wohl zum 31. Dezember 2021 sowie zum 31. Dezember 2025 endeten, wurde je-
weils eine Neuberufung der Kommissionsmitglieder erforderlich. In diesem Zu-
sammenhang hat eine überwiegende Anzahl der bisherigen Kommissionsmitglie-
der erklärt, die Arbeit fortsetzen zu wollen. Soweit keine Bereitschaft bestand, 
die Arbeit fortzusetzen, lagen die Gründe hierfür überwiegend im persönlichen 
Bereich. 

Soweit deshalb eine Neubesetzung der Besuchskommissionen erforderlich war, 
wurde diese mehrheitlich nach Vorschlägen der Sprecherinnen und Sprecher der 
Besuchskommissionen, der Mitglieder des Landesarbeitskreises Psychiatrie, des 
Ministeriums der Justiz und für Migration– sofern es um richterliche Mitglieder 
ging –, sowie der Ombudsstelle vorgenommen. 

 
8 Die Ombudsstelle hat – anders als die Aufsichtsbehörden – selbst keinerlei rechtliche Einwir-
kungsmöglichkeit auf die besuchten Einrichtungen. Aus diesem Grund sind die Berichte sowohl an 
das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration – Referat 55 (Sucht; Psychiatrie) und die 
zuständigen Regierungspräsidien mit Hinweisen weitergereicht worden. 
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Die Besetzung der Besuchskommission erfolgt gemäß §§ 27 Abs. 2 S. 1 und 54 
Abs. 1 PsychKHG. 

e.) Sonstiges 

Die Arbeit der Besuchskommissionen ist länderübergreifend hochprofessionali-
siert und vernetzt. Auf Bundesebene gibt es die Arbeitsgemeinschaft der Be-
suchskommissionen, die sich aus Vertretungen der Länder und des Bundes zu-
sammensetzt. Die Arbeitsgemeinschaft entwickelt Richtlinien und Empfehlungen 
für die Besuchskommissionen und unterstützt die Länder bei der Einrichtung und 
dem Betrieb der Kommissionen. 

Das Bundesnetzwerk Selbsthilfe seelische Gesundheit e. V. veranstaltet einen 
Workshop „Besuchskommissionen“ am 14. März 2024 in Köln, an dem viele Mit-
glieder der Besuchskommissionen teilgenommen haben. 

Die IBB-Qualifizierungsmaßnahmen des Ministeriums für Soziales, Gesundheit 
und Integration wurden für die Teilnahme von Mitgliedern der Besuchskommissi-
onen geöffnet. 

Beim Austauschtreffen der Besuchskommissionen im Herbst 2025 wurde das 
10-jährigeJubiläum des Bestehens der Besuchskommissionen gewürdigt.  

4. Das Melderegister gemäß § 10 Abs. 3 PsychKHG 

Die Ombudsstelle trägt gemäß § 10 Abs. 3 PsychKHG Sorge dafür, dass landes-
weit alle Unterbringungs- und Zwangsmaßnahmen, welche in den anerkannten 
Einrichtungen nach § 14 PsychKHG erfolgen, in einem zentralen Melderegister 
erfasst werden. Zu diesem Zweck wurde im Jahr 2015 ein Melderegister einge-
richtet, an das die anerkannten Einrichtungen über ein Online-Portal die erfolg-
ten Maßnahmen melden.9 

 
9 Der Errichtungsprozess ist im Vorbericht (LT-Drs 15/8102, S. 7 und 8) näher erläutert. Die Erfas-
sung erfolgt über ein Onlineportal, welches über die Homepage des Sozialministeriums abrufbar ist 
und in welches die anerkannten Einrichtungen die von ihnen erfassten Daten eingeben. Mit der 
technischen Errichtung und Durchführung des Melderegisters wurde die Abteilung Versorgungsfor-
schung Weissenau des Zentrums für Psychiatrie Südwürttemberg beauftragt. 
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a) Grundlagen der Erfassung und Auswertung 

Die Erfassung und Auswertung der Unterbringungs- und Zwangsmaßnahmen im 
Melderegister erfolgt jeweils für ein gesamtes Kalenderjahr. Bei Abgabe dieses 
Berichts an den Landtag liegen die Daten für die Jahre 2018 bis 2024 vor. 

Der Erfassung liegen die nachfolgend wiedergegebenen Begriffsbestimmungen 
zugrunde. Diese orientieren sich inhaltlich an der Gesetzesbegründung zum 
PsychKHG10: 

 Fixierung  

Am Körper oder in der unmittelbaren Umgebung der Patientin oder des Patienten 
angebrachte mechanische Einschränkung der Bewegungsfreiheit. Dies umfasst 
beispielsweise das Festbinden mit speziellem Gurtmaterial, aber auch vorwie-
gend in der Gerontopsychiatrie zur Anwendung kommende Techniken wie Bett-
gitter, Steckbrett, Schutzdecke.  

Die Erfassung einer Fixierung erfolgt unabhängig vom Vorliegen einer Einwilli-
gung. Eine mit der Fixierung zur Wahrung der Privatsphäre regelmäßig einherge-
hende Isolierung wird nicht gesondert erfasst. 

 Isolierung  

Absonderung in einen besonders gesicherten Raum. Die betroffene Patientin 
oder der betroffene Patient wird hierzu aufgrund eines bestimmten Vorkommnis-
ses – z. B. Suizidversuch, Randalieren – in einen von anderen Patientinnen und 
Patienten getrennten Raum gebracht und dort eingeschlossen oder sonst am 
Verlassen des Raums gehindert. 

 Festhalten 

Immobilisierung einer Patientin oder eines Patienten mittels körperlicher Techni-
ken durch Personal als eigenständige Sicherungsmaßnahme. Das Festhalten 
wird nicht gesondert erfasst, wenn es ausschließlich und in kürzest möglicher 
Dauer zur Durchführung einer Fixierung, Isolierung oder Zwangsmedikation ein-
gesetzt wird. 
  

 
10 Siehe LT-Drs 15/5521. 
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 Zimmereinschluss 

Der Zimmereinschluss wird im Maßregelvollzug zur Deeskalation und bei Krisen-
situationen eingesetzt, die noch nicht den Grad erreicht haben, bei dem eine Ab-
sonderung in einem besonderen Raum ohne gefährdende Gegenstände (§ 25 
Abs. 2 Nr. 3 PsychKHG) notwendig ist. Der Zimmereinschluss kann auch zur Ver-
hinderung von Zusammenrottungen, Geiselnahmen und Ausbruchsversuchen 
eingesetzt werden. Nicht als Zimmereinschluss gilt insoweit der übliche Nacht-
einschluss auf Krisen-, Aufnahme- oder Sicherheitsstationen, die als geschlos-
sene Stationen geführt werden. 

 Zwangsmedikation 

Als Zwangsmedikation wird eine gegen den erklärten oder gezeigten Willen ei-
ner Patientin bzw. eines Patienten durchgesetzte Medikamentenverabreichung 
erfasst, bei der der Patientin bzw. dem Patienten trotz Ablehnung keine Alterna-
tive außer gegebenenfalls einer sonst erfolgenden anderen Zwangsmaßnahme 
verbleibt. Unmaßgeblich für die Qualifikation als Zwangsmedikation im tatsächli-
chen Sinn ist, welche Rechtsgrundlage die Maßnahme hat.11 

Fixierung, Isolierung, Festhalten und Zimmereinschluss werden jeweils als konti-
nuierliche Einzelmaßnahme erfasst, wenn eine Unterbrechung nur vorüberge-
hend und mit der bereits von vornherein feststehenden Absicht stattfand, die 
Maßnahme danach wieder fortzusetzen (z. B. Gang auf die Toilette). Wurde dem-
gegenüber eine solche Zwangsmaßnahme versuchsweise beendet und erweist 
sie sich aufgrund des Verhaltens der Patientin oder des Patienten als erforder-
lich, wird sie als neue Maßnahme erfasst. 

Zu den im Melderegister dokumentierten Zwangsmaßnahmen werden auch wei-
tere Parameter wie Klinik und Fachabteilung, Hauptdiagnose, Rechtsgrundlage 
des Aufenthalts zu Beginn der Maßnahme sowie die Dauer der Maßnahme selbst 
erfasst.12 Zusätzlich werden von jeder Klinik die Belegungszahlen und die Anzahl 

 
11 Es kann sich daher um eine „Notfallmedikation“ nach § 20 Abs. 5 S. 2 PsychKHG („Gefahr im 
Verzug“) oder § 34 StGB, also Maßnahmen ohne vorherige richterliche Entscheidung, handeln. 
Ebenfalls hierunter fallen Zwangsmedikationen gemäß § 20 Abs. 5 S. 1 PsychKHG oder § 1906a 
Abs. 2 BGB (a.F. bis zum 31. Dezember 2022), § 1832 Abs. 2  BGB (n. F. ab dem 01. Januar 
2023), also Zwangsmedikationen nach einer vorherigen richterlichen Entscheidung. 
12 Die zu erfassenden Kriterien wurden auf Grundlage von Vorerfahrungen aus einem bundesland-
übergreifenden Benchmarkingprojekt zur Reduktion von Zwangsmaßnahmen ausgewählt. 
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der Berechnungstage, aufgeschlüsselt nach Fachabteilung, Hauptdiagnose und 
weitestgehender Rechtsgrundlage des Aufenthaltes13 erhoben. 

Die der Datenerhebung zugrundeliegenden Parameter und Definitionen, welche 
auf wissenschaftlichen Vorerfahrungen beruhen, werden regelmäßig überprüft 
und bei Bedarf fortentwickelt. 

Die Datenauswertung erfolgt jeweils auf Behandlungsfallebene. Als Behand-
lungsfälle werden in psychiatrischen Krankenhäusern, d. h. außerhalb des Maß-
regelvollzugs, alle Entlassungen aus einer anerkannten Einrichtung im betreffen-
den Kalenderjahr gezählt. Auswertungsgrundlage ist jeweils der gesamte Auf-
enthalt des betreffenden Falls, auch wenn die Aufnahme noch im vorangegange-
nen Kalenderjahr liegt. Demnach werden hier auch Zwangsmaßnahmen aus dem 
Vorjahr berücksichtigt. 

Hiervon abweichend wird im Maßregelvollzug aufgrund der dort längeren Auf-
enthaltsdauer als Behandlungsfall der Aufenthalt einer Patientin beziehungs-
weise eines Patienten im jeweiligen Kalenderjahr gezählt. 

Aufgrund der Datenerhebung und Auswertung auf Fallebene kann ein Behand-
lungsfall mehrere unterschiedliche Zwangsmaßnahmen aufweisen. 

Anerkannte Einrichtungen sind die Zentren für Psychiatrie, die Universitätsklini-
ken für Psychiatrie sowie weitere geeignete und vom Regierungspräsidium zuge-
lassene Krankenhäuser (§ 14 PsychKHG). Formal sind 34 Einrichtungen i. S. d. 
§ 14 PsychKHG anerkannt. Da in zwei Fällen jeweils zwei anerkannte Einrichtun-
gen zu einem Träger gehören, erfolgt die Datenerhebung in diesen Fällen jeweils 
einheitlich unter dem Träger. 

Die Erfassungskriterien und die Modalitäten der Erhebung und Auswertung wur-
den in enger Abstimmung mit dem Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit festgelegt. Die Anonymität betroffener Personen wird 

 
13 Da sich die Rechtsgrundlage eines Aufenthaltes im Lauf des Klinik- bzw. MRV-Aufenthaltes än-
dern kann, kommt folgendes Schema zum Einsatz: 

1. forensisch (§ 63, § 64, § 67 h StGB, § 126a StPO) 
2. PsychKHG 
3. BGB (§ 1831 n.F. (§ 1906 a.F.), § 1631b) 
4. fürsorgliche Zurückhaltung 
5. freiwillig 
6. unbekannt 
7. Elterneinverständnis. 
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durch einen hohen Grad von Verschlüsselung und Vermeidung kleiner Fallgrup-
pen14 sichergestellt. Es existiert somit ein umfassendes Sicherheitskonzept für 
die Übermittlung und Auswertung der erhobenen Daten, das allen Anforderun-
gen des Landesdatenschutzbeauftragten Rechnung trägt.15 

Aufgrund der übermittelten Daten wurden insgesamt fünf verschiedene Indikato-
ren berechnet: 

1. Anteil der von Zwangsmaßnahmen betroffenen Fälle: Anzahl der von Zwangs-
maßnahmen irgendeiner Art betroffenen Fälle dividiert durch die Anzahl aller be-
handelten Fälle (Entlassungen bzw. einliegende Fälle im Maßregelvollzug), 

2. Durchschnittliche Dauer einer Zwangsmaßnahme: Gesamtdauer aller Zwangs-
maßnahmen dividiert durch die Gesamtzahl aller Zwangsmaßnahmen, 

3. Kumulative Dauer der Zwangsmaßnahmen pro betroffenen Fall: Gesamtdauer 
aller Zwangsmaßnahmen dividiert durch die Gesamtzahl aller von Zwangsmaß-
nahmen betroffenen Fälle (Entlassungen bzw. einliegende Fälle im Maßregelvoll-
zug), 

4. Anteil von Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer: Gesamtdauer von 
Zwangsmaßnahmen dividiert durch Berechnungstage, 

5. Quotient aus dem Anteil Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaßnahme 
und dem Anteil Unterbringungen einschließlich fürsorglicher Zurückhaltungen 
ohne anschließende Unterbringung. 

Die Methodik und Datenerhebung des Melderegisters wurden regelmäßig mit 
den teilnehmenden Einrichtungen konkretisiert und fortgeschrieben. 

b) Erfasste und ausgewertete Daten 

In den Berichtszeitraum fallen die Daten der Jahre 2018 bis 2024, welche nach-
folgend unter gesonderter Ausweisung des Maßregelvollzugs näher dargestellt 

 
14 Aus diesem Grund werden im vorliegenden Bericht Fall- und Maßnahmenzahlen ≤ 6 nicht ange-
geben, sondern durch ein „*“ ersetzt. Bei Summen erfolgen insoweit ca.-Angaben. Dementspre-
chend wurden vereinzelt Prozentzahlen unabhängig von deren Betrag durch ein „*“ ersetzt um 
Rückschlüsse auf Personen auszuschließen. 
15 Siehe erster Bericht der Ombudsstelle LT-Drs 15/8102 S. 8. 
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werden. Ab dem Jahr 2020 wurden im Rahmen der Fortschreibung des Meldere-
gisters auch Daten der Kinder- und Jugendpsychiatrien gesondert ausgewiesen. 

Berichtsjahr 2018 

In die Auswertung für das Berichtsjahr 2018 gingen Daten aller 34 anerkannten 
Einrichtungen mit insgesamt 115.013 Entlassungen/einliegenden Fällen (inkl. 
Maßregelvollzug) ein, davon 1.541 einliegende Fälle aus dem Maßregelvollzug. 
Insgesamt ergaben sich für die eingeschlossenen Fälle 3.253.205 Berechnungs-
tage, davon 389.580 im Maßregelvollzug.  

Zwangsmaßnahmen (ohne Maßregelvollzug) (2018) 

Im Berichtsjahr 2018 erfolgten 6.380 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB 
(5,6 % aller Behandlungsfälle) sowie 6.090 (5,4 %) fürsorgliche Zurückhaltungen 
ohne anschließende Unterbringung. Eine Klinik konnte keine Belegungsstatistik 
nach Rechtsgrundlage des Aufenthaltes liefern. In 7.305 (6,4 %) Behandlungsfäl-
len kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon in 7.129 (6,3 %) Fällen zu freiheitsbe-
schränkenden Zwangsmaßnahmen und in 800 (0,7 %) Fällen zu einer medika-
mentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 
534 (0,4 %) Behandlungsfällen, eine Zwangsmedikation mit richterlichem Be-
schluss erfolgte in 332 (0,3 %) Fällen. In 66 (0,1 %) Fällen erfolgte sowohl eine 
Notfallmedikation als auch eine Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss. 

Insgesamt wurden 26.657 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 25.194 frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 534 Notfallmedikationen und 639 
Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche Dauer 
pro Maßnahme betrug für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 17,3 Stun-
den (Median 6,0 Stunden). Die kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 47,5 Stunden (Median 12,1 Stun-
den). Damit betrug der Anteil der Zwangsmaßnahmendauer von freiheitsbe-
schränkenden Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,8 %. 

Von einer Fixierung waren 5.041 Fälle betroffen (4,4 %). Insgesamt erfolgten 
14.954 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 20,7 Stunden (Median 
6,2 Stunden). 617 Fixierungen (4,1 % aller Fixierungen) dauerten höchsten 30 Mi-
nuten. Die kumulative Fixierungsdauer pro betroffenem Fall betrug 61,5 Stunden 
(Median 10,8 Stunden). Von Isolierungen waren 3.166 Fälle (2,8 %) betroffen. Ins-
gesamt erfolgten 10.037 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 
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12,4 Stunden (Median 6,0 Stunden). Die kumulative Isolierungsdauer pro be-
troffenem Fall betrug 39,3 Stunden (Median 11,3 Stunden). Bei 106 Fällen (0,1 %) 
kam es zu 203 Festhaltemaßnahmen.  

Der Quotient aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaß-
nahme und dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringun-
gen nach BGB oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschlie-
ßende Unterbringung) betrug über alle Diagnosen hinweg (ohne Maßregelvoll-
zug) im Mittel 0,6. 

Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug (2018) 

Im Berichtsjahr 2018 kam es in 426 Behandlungsfällen zu Zwangsmaßnahmen 
(27,6 % aller Fälle). In 370 (24,0 %) Behandlungsfällen kam es zu freiheitsbe-
schränkenden Zwangsmaßnahmen, in 189 (12,3 %) Behandlungsfällen zu Zim-
mereinschluss und in 32 (2,1 %) Behandlungsfällen zu einer medikamentösen 
Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 15 (1,0 %) Behand-
lungsfällen, eine Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 
17 (1,1 %) Fällen. Insgesamt kam es zu 25.782 Zwangsmaßnahmen, davon 
8.417 freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 17.302 Zimmereinschlüsse, 
15 Notfall- und 17 Zwangsmedikationen. 

Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme lag für freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen bei 15,2 Stunden und für Zimmereinschluss bei 6,4 Stunden. 
Die kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen bei 345,4 Stunden und für Zimmereinschluss bei 
583,7 Stunden. Der Anteil der Zwangsmaßnahmendauer von freiheitsbeschrän-
kenden Zwangsmaßnahmen und Zimmereinschluss an der Aufenthaltsdauer lag 
bei 1,4 % bzw. 1,5 %, für beide Maßnahmenarten zusammen bei 2,6 %. 

Von Fixierungen waren 46 Fälle (3,0 %) betroffen. Insgesamt fanden 275 Fixie-
rungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 23,7 Stunden (Median 13,8 Stun-
den) statt. Zehn Fixierungen dauerten bis höchstens 30 Minuten (3,6 % aller Fi-
xierungen).  

Von Isolierungen waren 366 Fälle betroffen (23,8 %). Insgesamt gab es 8.136 Iso-
lierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 14,9 Stunden (Median 12,4 Stun-
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den). 71 betroffene Fälle hatten eine F1-Hauptdiagnose (11,2 % aller F1-Hauptdiag-
nosen) und 295 betroffene Fälle eine andere F-Hauptdiagnose oder eine sonstige 
Diagnose (32,5 % der entsprechenden Diagnosegruppen). 

Berichtsjahr 2019 

In die Auswertung für das Berichtsjahr 2019 gingen Daten aller 34 anerkannten 
Einrichtungen mit insgesamt 119.676  Entlassungen/einliegenden Fällen (inkl. 
Maßregelvollzug) ein, davon 1.660 einliegende Fälle aus dem Maßregelvollzug. 
Insgesamt ergaben sich für die eingeschlossenen Fälle 3.243.509 Berechnungs-
tage, davon 425.600 im Maßregelvollzug.  

Zwangsmaßnahmen (ohne Maßregelvollzug) (2019) 

Im Berichtsjahr 2019 erfolgten 7.173 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB 
(6,1 % aller Behandlungsfälle) sowie 6.277 (5,3 %) fürsorgliche Zurückhaltungen 
ohne anschließende Unterbringung. Eine Klinik konnte die Belegungsstatistik 
nach Rechtsgrundlage nur für die Kategorie „freiwillig“ liefern. Alle anderen Be-
handlungsfälle waren bei dieser Klinik unter „keine Angabe“ gefasst. In 
7.073 (6,0 %) Behandlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon in 
6.840 (5,8 %) [Fällen zu freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 
911 (0,8 %) Fällen zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfall-
medikation erfolgte dabei in 541 (0,5 %) Behandlungsfällen, eine Zwangsmedika-
tion mit richterlichem Beschluss erfolgte in 446 (0,4 %) Fällen. Bei 16 Fällen 
(0,0 %) war die Zwangsmedikation nicht näher bezeichnet. In 90 Fällen (0,1 %) 
erfolgte sowohl eine Notfallmedikation als auch eine Zwangsmedikation mit rich-
terlichem Beschluss. Insgesamt wurden 27.628 Zwangsmaßnahmen durchge-
führt, davon 25.565 freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 750 Notfall-
medikationen und 979 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss und 
34 Zwangsmedikationen, die nicht näher bezeichnet waren. Die durchschnittli-
che Dauer pro Maßnahme betrug für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnah-
men 13,2 Stunden, der Median lag bei 6,3 Stunden. Die kumulative Dauer pro be-
troffenem Fall lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 49,1 Stun-
den und der Median betrug 11,8 Stunden). Damit betrug der Anteil der Zwangs-
maßnahmendauer von freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen an der Auf-
enthaltsdauer 0,5 % . 
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Von einer Fixierung waren 4.202 (3,6 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 
10.923 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 14,1 Stunden und ei-
nem Median von 5,5 Stunden. 1.147 Fixierungen (10,5 % aller Fixierungen) dauer-
ten höchsten 30 Minuten. Die kumulative Fixierungsdauer pro betroffenem Fall 
betrug 36,6 Stunden und der Median betrug 8,6 Stunden. Von Isolierungen wa-
ren 3.877 Fälle (3,3 %) betroffen . Insgesamt erfolgten 14.448 Isolierungen mit ei-
ner durchschnittlichen Dauer von 12,6 Stunden und einem Median von 7,5 Stun-
den. Die kumulative Isolierungsdauer pro betroffenem Fall betrug 47,1 Stunden 
mit einem Median von 11,8 Stunden. Bei 126 Fällen (0,1 %) kam es zu 194 Festhal-
temaßnahmen. 

Der Quotient aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaß-
nahme und dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringun-
gen nach BGB oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschlie-
ßende Unterbringung) betrug über alle Diagnosen hinweg (ohne Maßregelvoll-
zug) im Mittel 0,5. 

Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug (2019) 

Im Berichtsjahr 2019 kam es in 400 (24,1 %) Behandlungsfällen zu Zwangsmaß-
nahmen. In 349 (21,0 %) Behandlungsfällen kam es zu freiheitsbeschränkenden 
Zwangsmaßnahmen, in 149 (9,0 %) Behandlungsfällen zu Zimmereinschluss und 
in 33 (2,0 %) Behandlungsfällen zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. 
Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 22 (1,3 %) Behandlungsfällen, eine 
Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 14 (0,8 %) Fällen. Es 
wurden drei Fälle (0,2 %) dokumentiert, in denen sowohl eine Notfall- als auch 
eine Zwangsmedikation erfolgte. 

Insgesamt kam es zu 31.932 Zwangsmaßnahmen, davon 10.220 freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen, 21.640 Zimmereinschlüsse, 38 Notfall- und 
43 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche 
Dauer pro Maßnahme lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 
14,4 Stunden und für Zimmereinschluss bei 5,7 Stunden. Die kumulative Dauer 
pro betroffenem Fall lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 
421,1 Stunden und für Zimmereinschluss bei 834,0 Stunden. Der Anteil der 
Zwangsmaßnahmendauer von freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und 
Zimmereinschluss an der Aufenthaltsdauer lag bei 1,4 % bzw. 1,2 % . Für beide 
Maßnahmenarten zusammen lag der Anteil bei 2,7 %. 
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Von Fixierungen waren 46 Fälle (2,8 %) betroffen. Insgesamt fanden 204 Fixie-
rungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 40,0 Stunden und einem Median 
von 18,4 Stunden statt. Acht Fixierungen (3,9 % aller Fixierungen) dauerten bis 
höchstens 30 Minuten. 

Von Isolierungen waren 345 (20,8 %) der Fälle betroffen. Insgesamt gab es 
10.015 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 13,9 Stunden, der Me-
dian lag bei 10,6 Stunden. 

Berichtsjahr 2020 

In die Auswertung für das Berichtsjahr 2020 gingen Daten aller 34 anerkannten 
Einrichtungen mit insgesamt 112.522 Entlassungen/einliegenden Fällen (inkl. 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und Maßregelvollzug) ein, davon 6.804 Entlas-
sungen aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 1.729 einliegende Fälle aus 
dem Maßregelvollzug. Die Ergebnisse sind geprägt von den besonderen Umstän-
den der COVID-19-Pandemie. Die Zahl der Behandlungsfälle sank insgesamt um 
7,2 %. Dies dürfte in der besonders strengen Indikationsstellung der Kliniken in 
den Hochinzidenzphasen, der teilweisen Schließung von Tageskliniken und Sta-
tionen und der Freihaltung von Stationen als Isolierstationen begründet sein. 
Man kann davon ausgehen, dass vorwiegend weniger schwer erkrankte Patien-
tinnen und Patienten fernblieben, während besonders schwer Kranke weiterhin 
Behandlung benötigten. Dementsprechend war ein Rückgang des Anteils der 
freiwilligen Behandlungsfälle zu beobachten und der Anteil der von Zwangs-
maßnahmen betroffenen Patientinnen und Patienten nahm ebenso zu wie die 
Dauer der freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen. Für alle beteiligten Ein-
richtungen war die Behandlung unter den Bedingungen der Pandemie eine große 
Herausforderung, die stets ein hohes Maß von Flexibilität und situativer Anpas-
sung erforderte. Insgesamt ergaben sich für die eingeschlossenen Fälle 
2.954.902 Berechnungstage, davon 177.335 in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
und 402.193 im Maßregelvollzug. 

Zwangsmaßnahmen in Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psychotherapie 
und Neurologie (2020) 

Im Berichtsjahr 2020 gab es in der Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psycho-
therapie und Neurologie 103.996 Behandlungsfälle mit 2.375.597 Berechnungsta-
gen. Im Berichtsjahr 2020 erfolgten 7.478 Unterbringungen nach PsychKHG oder 
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BGB (7,2 % aller Behandlungsfälle) sowie 6.357 (6,1 %) fürsorgliche Zurückhaltun-
gen ohne anschließende Unterbringung. In 7.920 (7,6 %) Behandlungsfällen kam 
es zu Zwangsmaßnahmen, davon in 7.709 (7,4 %) Fällen zu freiheitsbeschränken-
den Zwangsmaßnahmen und in 949 (0,9 %) Fällen zu einer medikamentösen 
Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 482 (0,5 %) Behand-
lungsfällen, eine Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 
557 (0,5 %) Fällen. In 90 Fällen (0,1 %) erfolgte sowohl eine Notfallmedikation als 
auch eine Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss. 

Insgesamt wurden 27.527 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 25.261 frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 637 Notfallmedikationen und 
1.141 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche 
Dauer pro Maßnahme betrug für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 
19,2 Stunden, der Median lag bei 7,0 Stunden. Die durchschnittliche kumulative 
Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 
bei 62,8 Stunden und der Median betrug 13,8 Stunden. Damit betrug der Anteil 
der Zwangsmaßnahmendauer von freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen 
an der Aufenthaltsdauer 0,8 %. Von einer Fixierung waren 4.134 (4,0 %) Fälle be-
troffen. Insgesamt erfolgten 9.189 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer 
von 24,8 Stunden und einem Median von 5,8 Stunden. 1.093 Fixierungen 
(11,9 % aller Fixierungen) dauerten höchstens 30 Minuten. Die durchschnittliche 
kumulative Fixierungsdauer pro betroffenem Fall betrug 55,1 Stunden und der 
Median betrug 8,5 Stunden. Von Isolierungen waren 4.971 Fälle (4,8 %) betroffen. 
Insgesamt erfolgten 15.872 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 
16,1 Stunden und einem Median von 8,0 Stunden. Die durchschnittliche kumula-
tive Isolierungsdauer pro betroffenem Fall betrug 51,4 Stunden mit einem Median 
von 14,3 Stunden. Bei 94 Fällen (0,1 %) kam es insgesamt zu 167 Festhaltemaß-
nahmen. Bei 25 Fällen (0,0 %) wurden insgesamt 33 Zimmereinschlüsse mit einer 
durchschnittlichen Dauer von 6,6 Stunden (Median 2,3 Stunden) und einer 
durchschnittlichen kumulativen Dauer von 8,7 Stunden (Median 2,3 Stunden) do-
kumentiert.  

Der Quotient aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaß-
nahme und dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringun-
gen nach BGB oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschlie-
ßende Unterbringung) betrug über alle Diagnosen hinweg (ohne Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und Maßregelvollzug) im Mittel 0,6. 
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Zwangsmaßnahmen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie (2020) 

Im Berichtsjahr 2020 gab es in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 6.804 Behand-
lungsfälle mit 177.335 Berechnungstagen. Im Berichtsjahr 2020 erfolgten 
350 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB (5,1 % aller Behandlungsfälle) 
sowie 106 (1,6 %) fürsorgliche Zurückhaltungen ohne anschließende Unterbrin-
gung. In 261 (3,8 %) Behandlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon in 
260 (3,8 %) Fällen zu freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 
9 (0,1 %) Fällen zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedi-
kation erfolgte dabei in 1 (0,0 %) Behandlungsfall, eine Zwangsmedikation mit 
richterlichem Beschluss erfolgte in 8 (0,1 %) Fällen. 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
1.064 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 1.043 freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen, 1 Notfallmedikation und 17 Zwangsmedikationen mit rich-
terlichem Beschluss. Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme betrug für frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 4,9 Stunden, der Median lag bei 
1,3 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für 
freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 19,5 Stunden und der Median 
betrug 4,6 Stunden. Damit betrug der Anteil der Zwangsmaßnahmendauer von 
freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,1 %. 

Von einer Fixierung waren 121 (1,8 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 507 Fi-
xierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 3,2 Stunden und einem Median 
von 1,0 Stunden. 91 Fixierungen (17,9 % aller Fixierungen) dauerten höchstens 
30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro betroffenem 
Fall betrug 13,4 Stunden und der Median betrug 4,6 Stunden. 

Von Isolierungen waren 155 Fälle (2,3 %) betroffen. Insgesamt erfolgten 478 Iso-
lierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 7,2 Stunden und einem Median 
von 2,5 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer pro betroffe-
nem Fall betrug 22,2 Stunden mit einem Median von 3,5 Stunden. 

Bei 28 Fällen (0,4 %) kam es insgesamt zu 58 Festhaltemaßnahmen.  

Der Quotient aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaß-
nahme und dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringun-
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gen nach BGB oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschlie-
ßende Unterbringung) betrug über alle Diagnosen hinweg (ohne Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und Maßregelvollzug) im Mittel 1,7. 

Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug (2020) 

Im Berichtsjahr 2020 kam es in 495 (28,6 %) Behandlungsfällen zu Zwangsmaß-
nahmen. In 395 (22,8 %) Behandlungsfällen kam es zu freiheitsbeschränkenden 
Zwangsmaßnahmen, in 258 (14,9 %) Behandlungsfällen zu Zimmereinschluss 
und in 34 (2,0 %) Behandlungsfällen zu einer medikamentösen Zwangsbehand-
lung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 13 (0,8 %) Behandlungsfällen, eine 
Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 23 (1,3 %) Fällen. Es 
wurden keine Fälle (0,0 %) dokumentiert, in denen sowohl eine Notfall- als auch 
eine Zwangsmedikation erfolgte.  

Insgesamt kam es zu 35.005 Zwangsmaßnahmen, davon 9.239 freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen, 25.660Zimmereinschlüsse, 15 Notfallmedika-
tionen und 42 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Für 
49 (0,1 % aller Maßnahmen) Maßnahmen wurde keine Maßnahmenart berichtet. 

Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme lag für freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen bei 18,7 Stunden und für Zimmereinschluss bei 6,4 Stunden. 
Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen bei 437,5 Stunden und für Zimmereinschluss 
bei 632,8 Stunden. Der Anteil der Zwangsmaßnahmendauer von freiheitsbe-
schränkenden Zwangsmaßnahmen und Zimmereinschluss an der Aufenthalts-
dauer lag bei 1,8 % bzw. 1,7 % . Für beide Maßnahmenarten zusammen lag der 
Anteil bei 3,5 %. 

Von Fixierungen waren 46 Fälle (2,7 %) betroffen. Insgesamt fanden 149 Fixie-
rungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 40,2 Stunden und einem Median 
von 23,1 Stunden statt. 4 Fixierungen (2,0 % aller Fixierungen) dauerten bis 
höchstens 30 Minuten. 

Von Isolierungen waren 392 (22,7 %) der Fälle betroffen. Insgesamt gab es 
9.089Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 18,4 Stunden, der Me-
dian lag bei 12,5Stunden. 
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Berichtsjahr 2021 

In die Auswertung für das Berichtsjahr 2021 gingen Daten aller 34 anerkannten 
Einrichtungen mit insgesamt 109.043 Entlassungen/einliegenden Fällen (inkl. 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und Maßregelvollzug) ein, davon 7.681 Entlassun-
gen aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 1.850 einliegende Fälle dem 
Maßregelvollzug. Die Zahl der Behandlungsfälle nahm insgesamt um 3,1 % ab.  

Insgesamt ergaben sich für die eingeschlossenen Fälle 3.181.642 Berechnungs-
tage, davon 194.065 in der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 491.534 im Maßre-
gelvollzug.  

Zwangsmaßnahmen in Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psychotherapie 
und Neurologie (2021) 

Im Berichtsjahr 2021 gab es in der Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psycho-
therapie und Neurologie 99.512 Behandlungsfälle mit 2.496.043 Berechnungsta-
gen.  

Im Berichtsjahr 2021 erfolgten 7.444 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB 
(7,5 % aller Behandlungsfälle) sowie 6.207 fürsorgliche Zurückhaltungen ohne 
anschließende Unterbringung (6,2 % aller Behandlungsfälle). In 8.563 (8,6 %) 
Behandlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen), davon in 8.304 (8,3 %) Fäl-
len zu freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 1.023 Fällen (1,0 %) 
zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation erfolgte 
dabei in 520 (0,5 %) Behandlungsfällen, eine Zwangsmedikation mit richterli-
chem Beschluss erfolgte in 581 (0,6 %) Fällen. In 76 Fällen (0,1 %) erfolgte so-
wohl eine Notfallmedikation als auch eine Zwangsmedikation mit richterlichem 
Beschluss. 

Insgesamt wurden 29.179 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 27.015 frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 688 Notfallmedikationen und 
1.003 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche 
Dauer pro Maßnahme betrug für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 
18,1 Stunden, der Median lag bei 6,8 Stunden. Die durchschnittliche kumulative 
Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 
bei 57,7 Stunden und der Median betrug 13,8 Stunden. Damit betrug der Anteil 
der Zwangsmaßnahmendauer von freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen 
an der Aufenthaltsdauer 0,8 %. 
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Von einer Fixierung waren 4.107 (4,1 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 
8.637 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 21,1 Stunden und einem 
Median von 5,2 Stunden. 1.163 Fixierungen dauerten höchsten 30 Minuten. Die 
durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro betroffenem Fall betrug 
44,1 Stunden und der Median betrug 8,5 Stunden. 

Von Isolierungen waren 5.629 (5,7 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 
18.260 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 16,7 Stunden und ei-
nem Median von 7,8 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer 
pro betroffenem Fall betrug 52,8 Stunden mit einem Median von 14,5 Stunden. 

Bei 72 Fällen (0,1 %) kam es insgesamt zu 94 Festhaltemaßnahmen. Bei 20 Fällen 
(0,0 %)wurden insgesamt 24 Zimmereinschlüsse mit einer durchschnittlichen 
Dauer von 19,6 Sunden (Median 2,0 Stunden) und einer durchschnittlichen ku-
mulativen Dauer von 23,5 Stunden (Median 2,0) dokumentiert. 

Zwangsmaßnahmen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie (2021) 

Im Berichtsjahr 2021 gab es in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 7.681 Behand-
lungsfälle mit 194.065 Berechnungstagen.  

Im Berichtsjahr 2021 erfolgten 291 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB 
sowie 102 (1,3 %) fürsorgliche Zurückhaltungen ohne anschließende Unterbrin-
gung. In 311 (4,0 %) Behandlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon in 
310 (4,0 %) Fällen zu freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 
8 (0,1 %) Fällen zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedi-
kation erfolgte dabei in 2 (0,0 %) Fällen, eine Zwangsmedikation mit richterli-
chem Beschluss erfolgte in 6 (0,1 %) Fällen. Insgesamt wurden im Berichtsjahr 
2021 in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 1.606 Zwangsmaßnahmen durchge-
führt, davon 1.597 freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 2 Notfallmedika-
tionen und 7 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Die durch-
schnittliche Dauer pro Maßnahme betrug für freiheitsbeschränkende Zwangs-
maßnahmen 10,1 Stunden, der Median lag bei 2,0 Stunden. Die durchschnittliche 
kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbeschränkende Zwangs-
maßnahmen bei 52,1 Stunden und der Median betrug 8,4 Stunden. Damit betrug 
der Anteil der Zwangsmaßnahmendauer von freiheitsbeschränkenden Zwangs-
maßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,3 %. 
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Von einer Fixierung waren 165 (2,1 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 
1.064 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 3,2 Stunden und einem 
Median von 1,8 Stunden. 176 Fixierungen (16,5 % aller Fixierungen) dauerten 
höchstens 30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro be-
troffenem Fall betrug 20,7 Stunden, der Median betrug 5,5 Stunden. 

Insgesamt erfolgten 430 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 
27,9 Stunden und einem Median von 4,5 Stunden. Die durchschnittliche kumula-
tive Isolierungsdauer pro betroffenem Fall betrug 66,3 Stunden mit einem Me-
dian von 10,0 Stunden. 

Bei 30 Fällen (0,4 %) kam es insgesamt zu 53 Festhaltemaßnahmen. Der Quoti-
ent aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaßnahme und 
dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringungen nach BGB 
oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschließende Unterbrin-
gung) betrug über alle Diagnosen im Mittel 1,8. 

Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug (2021) 

Im Berichtsjahr 2021 kam es in 594 (32,1) Behandlungsfällen zu Zwangsmaßnah-
men. In 469 (25,4 %) Behandlungsfällen kam es zu freiheitsbeschränkenden 
Zwangsmaßnahmen, in 305 (16,5 %) Behandlungsfällen zu Zimmereinschluss 
und in 57 (3,1 %) Behandlungsfällen zu einer medikamentösen Zwangsbehand-
lung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 19 (1,0 %) Behandlungsfällen, eine 
Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 42 (2,3 %) Fällen. Es 
wurden 4 Fälle dokumentiert, in denen sowohl eine Notfall- als auch eine 
Zwangsmedikation erfolgte.  

Insgesamt kam es zu 42.065 Zwangsmaßnahmen, davon 12.882 freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen, 29.020 Zimmereinschlüsse, 27 Notfallmedika-
tionen und 129 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Für 7 Maßnah-
men (0,02 % aller Maßnahmen) wurde keine Maßnahmenart berichtet. Die durch-
schnittliche Dauer pro Maßnahme lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaß-
nahmen bei 17,9 Stunden und für Zimmereinschluss bei 7,2 Stunden. Die durch-
schnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbeschrän-
kende Zwangsmaßnahmen bei 492,3 Stunden und für Zimmereinschluss bei 
683,3 Stunden. Der Anteil der Dauer aller freiheitsbeschränkenden Zwangsmaß-
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nahmen und Zimmereinschlüsse an der Gesamtaufenthaltsdauer aller einliegen-
den Fälle lag bei 2,0 % bzw. 1,8 %. Für beide Maßnahmenarten zusammen lag der 
Anteil bei 3,7 %. 

Von Fixierungen waren 56 (3,0 %) betroffen. Insgesamt fanden 250 Fixierungen 
mit einer durchschnittlichen Dauer von 37,5 Stunden und einem Median von 
18,4 Stunden statt. 7 Fixierungen (2,8 % aller Fixierungen) dauerten bis höchs-
tens 30 Minuten. 

Von Isolierungen waren 463 (25,0 %) der Fälle betroffen. Insgesamt gab es 
12.631 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 17,5 Stunden, der Me-
dian lag bei 7,2 Stunden. 

Berichtsjahr 2022 

In die Auswertung für das Berichtsjahr 2022 gingen Daten aller 34 anerkannten 
Einrichtungen mit insgesamt 117.953 Entlassungen/einliegenden Fällen (inkl. Kin-
der- und Jugendpsychiatrie und Maßregelvollzug) ein, davon 7.262 Entlassun-
gen aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 1.851 einliegende Fälle aus dem 
Maßregelvollzug. 

Die Zahl der Behandlungsfälle nahm insgesamt um 8,2 % zu. Insgesamt ergaben 
sich für die eingeschlossenen Fälle 3.366.882 Berechnungstage, davon 208.243 
in der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 541.184 im Maßregelvollzug. 

Zwangsmaßnahmen in Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psychotherapie 
und Neurologie (2022) 

Im Berichtsjahr 2022 gab es in der Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psycho-
therapie und Neurologie 108.840 Behandlungsfälle mit 2.617.455 Berechnungsta-
gen. 

Im Berichtsjahr 2022 erfolgten 7.146 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB 
(6,6 % aller Behandlungsfälle) sowie 6.460 fürsorgliche Zurückhaltungen ohne 
anschließende Unterbringung (5,9 % aller Behandlungsfälle). In 8.618 (7,9 %) Be-
handlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon in 8.408 (7,7 %) Fällen zu 
freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 964 Fällen (0,9 %) zu einer 
medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 
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432 (0,4 %) Behandlungsfällen, eine Zwangsmedikation mit richterlichem Be-
schluss erfolgte in 601 (0,6 %) Fällen. In Fällen 69 (0,1 %) erfolgte sowohl eine 
Notfallmedikation als auch eine Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss. 

Insgesamt wurden 29.543 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 27.679 frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 565 Notfallmedikationen und 1.863 
Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche Dauer 
pro Maßnahme betrug für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 21,7 Stun-
den, der Median lag bei 8,0 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro 
betroffenem Fall lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 
71,6 Stunden und der Median betrug 14,8 Stunden. Damit betrug der Anteil der 
Dauer von freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen an der Aufenthalts-
dauer 1,0 %. 

Von einer Fixierung waren 3.963 (3,6 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 
9.074 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 23,1 Stunden und ei-
nem Median von 6,5 Stunden. 1.037 Fixierungen (11,4 % aller Fixierungen) dauer-
ten höchsten 30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro 
betroffenem Fall betrug 52,5 Stunden und der Median betrug 10,0 Stunden. 

Von Isolierungen waren 5.758 (5,3 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 
18.419 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 21,5 Stunden und ei-
nem Median von 9,3 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer 
pro betroffenem Fall betrug 68,0 Stunden mit einem Median von 9,3 Stunden. 

Bei 63 Fällen (0,1 %) kam es insgesamt zu 96 Festhaltemaßnahmen. Bei 46 Fäl-
len (0,0 %) wurden insgesamt 90 Zimmereinschlüsse mit einer durchschnittli-
chen Dauer von 18,8 Sunden (Median 4,5 Stunden) und einer durchschnittlichen 
kumulativen Dauer pro betroffenem Fall von 36,7 Stunden (Median 9,0 Stunden) 
dokumentiert. 

Der Quotient aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaß-
nahme und dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringun-
gen nach BGB oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschlie-
ßende Unterbringung) betrug über alle Diagnosen hinweg (ohne Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und Maßregelvollzug) im Mittel 0,6. 
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Zwangsmaßnahmen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie (2022) 

Im Berichtsjahr 2022 erfolgten 367 (5,1 %) Unterbringungen nach PsychKHG 
oder BGB sowie 187 (2,6 %) fürsorgliche Zurückhaltungen ohne anschließende 
Unterbringung. In 330 (4,5 %) Behandlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen, 
davon in 326 (4,5 %) Fällen zu freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und 
in 17 (0,2 %) Fällen zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfall-
medikation erfolgte dabei in 3 (0,0 %) Fällen, eine Zwangsmedikation mit richter-
lichem Beschluss erfolgte in 14 (0,2 %) Fällen. 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr 2022 in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
1.279 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 1.238 freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen, 3 Notfallmedikationen und 38 Zwangsmedikationen mit 
richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme betrug für 
freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 5,9 Stunden, der Median lag bei 
2,0 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für 
freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 22,3 Stunden und der Median 
betrug 7,7 Stunden. Damit betrug der Anteil der Dauer von freiheitsbeschränken-
den Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,1 %. 

Von einer Fixierung waren 188 (2,6 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 
640 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 4,2 Stunden und einem 
Median von 1,8 Stunden. 95 Fixierungen (14,8 % aller Fixierungen) dauerten 
höchsten 30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro be-
troffenem Fall betrug 14,1 Stunden, der Median betrug 4,0 Stunden. 

Von Isolierungen waren 176 (2,4 %) Fälle betroffen. Insgesamt erfolgten 543 Iso-
lierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 8,5 Stunden und einem Median 
von Stunden 6,0. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer pro betroffe-
nem Fall betrug 26,2 Stunden mit einem Median von 10,0 Stunden. 

Bei 22 Fällen (0,3 %) kam es insgesamt zu 55 Festhaltemaßnahmen . Der Quoti-
ent aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaßnahme und 
dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringungen nach BGB 
oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschließende Unterbrin-
gung) betrug über alle Diagnosen im Mittel 1,8 . 
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Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug (2022) 

Im Berichtsjahr 2022 kam es in 636 (34,4 %) Behandlungsfällen zu Zwangsmaß-
nahmen. In 504 (27,2 %) Behandlungsfällen kam es zu freiheitsbeschränkenden 
Zwangsmaßnahmen, in 376 (20,3 %) Behandlungsfällen zu Zimmereinschluss 
und in 63 (3,4 %) Behandlungsfällen zu einer medikamentösen Zwangsbehand-
lung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 27 (1,5 %) Behandlungsfällen, eine 
Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 39 (2,1 %) Fällen. Es 
wurden 3 (0,2 %) Fälle dokumentiert, in denen sowohl eine Notfall- als auch eine 
Zwangsmedikation erfolgte. 

Insgesamt kam es zu 37.954 Zwangsmaßnahmen, davon 14.140 freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen, 23.669 Zimmereinschlüsse, 41 Notfallmedika-
tionen und 104 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. 

Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme lag für freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen bei 17,1 Stunden und für Zimmereinschluss bei 9,0 Stunden. 
Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen bei 480,2 Stunden und für Zimmereinschluss 
bei 566,4 Stunden. Der Anteil der Dauer aller freiheitsbeschränkenden Zwangs-
maßnahmen und Zimmereinschlüsse an der Gesamtaufenthaltsdauer aller einlie-
genden Fälle lag bei 1,9 % bzw. 1,6 %. Für beide Maßnahmenarten zusammen lag 
der Anteil bei 3,5 % . 

Von Fixierungen waren 63 (2,4 %) Fälle betroffen. Insgesamt fanden 315 Fixie-
rungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 14,4 Stunden und einem Median 
von 7,8 Stunden statt. 40 Fixierungen (12,7 % aller Fixierungen) dauerten bis 
höchstens 30 Minuten. 

Von Isolierungen waren 497 (26,9%) Fälle betroffen. Insgesamt gab es 
13.825 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 17,2 Stunden, der Me-
dian lag bei 5,7 Stunden. 

Berichtsjahr 2023 

In die Auswertung für das Berichtsjahr 2023 gingen Daten aller 34 anerkannten 
Einrichtungen mit insgesamt 121.702 Entlassungen/einliegenden Fällen (inkl. Kin-
der- und Jugendpsychiatrie und Maßregelvollzug) ein, davon 7.256 Entlassun-
gen aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 2.080 einliegende Fälle aus dem 
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Maßregelvollzug. Die Zahl der Behandlungsfälle nahm 2023 im Vergleich zu 
2022 insgesamt um 3,2 % zu. Insgesamt ergaben sich für die eingeschlossenen 
Fälle 3.455.348 Berechnungstage, davon 224.852 in der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie und 527.984 im Maßregelvollzug. 

Zwangsmaßnahmen in Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psychotherapie 
und Neurologie (2023) 

Im Berichtsjahr 2023 gab es in der Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psycho-
therapie und Neurologie 112.366 Behandlungsfälle mit 2.702.512 Berechnungsta-
gen. 

Im Berichtsjahr 2023 erfolgten 7.737 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB 
(6,9 % aller Behandlungsfälle) sowie 6.850 fürsorgliche Zurückhaltungen ohne 
anschließende Unterbringung (6,1 % aller Behandlungsfälle). In 8.623 (7,7 %) Be-
handlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon kam es in 8.404 Fällen 
(7,5 %) zu freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 949 Fällen 
(0,8 %) zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation er-
folgte dabei in 442 Behandlungsfällen (0,4 %), eine Zwangsmedikation mit rich-
terlichem Beschluss erfolgte in 567 Fällen (0,5 %). Bei zwei betroffenen Fällen 
(0,0 %) konnten die Zwangsmedikationen nicht zugeordnet werden. In 62 Fällen 
(0,1 %) erfolgte sowohl eine Notfallmedikation als auch eine Zwangsmedikation 
mit richterlichem Beschluss. 

Insgesamt wurden 30.715 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 28.682 frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, 521 Notfallmedikationen und 
905 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. Zwei Zwangsmedikatio-
nen konnten nicht zugeordnet werden. Die durchschnittliche Dauer pro Maß-
nahme betrug für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 20,6 Stunden, der 
Median lag bei 7,8 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffe-
nem Fall lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 69,5 Stunden 
und der Median betrug 14,0 Stunden. Damit betrug der Anteil der Dauer von frei-
heitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,9 %. Von 
einer Fixierung waren 4.009 Fälle betroffen (3,6 %). Insgesamt erfolgten 7.859 Fi-
xierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 24,0 Stunden und einem Me-
dian von 5,6 Stunden. 763 Fixierungen (9,7 % aller Fixierungen) dauerten höchs-
ten 30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro betroffe-
nem Fall betrug 46,6 Stunden und der Median betrug 8,5 Stunden. Von Isolierun-
gen waren 5.878 Fälle (5,2 %) betroffen. Insgesamt erfolgten 20.656 Isolierungen 
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mit einer durchschnittlichen Dauer von 19,1 Stunden und einem Median von 
8,5 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer pro betroffenem 
Fall betrug 67,0 Stunden mit einem Median von 14,5 Stunden. Bei 49 Fällen 
(0,0 %) kam es insgesamt zu 60 Festhaltemaßnahmen. Bei 50 Fällen (0,0 %)wur-
den insgesamt 107 Zimmereinschlüsse mit einer durchschnittlichen Dauer von 
31,9 Stunden (Median 7,5 Stunden) und einer durchschnittlichen kumulativen 
Dauer pro betroffenem Fall von 68,3 Stunden (Median 5,5 Stunden) dokumen-
tiert. 

Der Quotient aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaß-
nahme und dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringun-
gen nach BGB oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschlie-
ßende Unterbringung) betrug über alle Diagnosen hinweg (ohne Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und Maßregelvollzug) im Mittel 0,6. 

Zwangsmaßnahmen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie (2023) 

Im Berichtsjahr 2023 gab es in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 7.256 Behand-
lungsfälle mit 224.852 Berechnungstagen. 

Im Berichtsjahr 2023 erfolgten 430 (5,9 % aller Behandlungsfälle) Unterbringun-
gen nach PsychKHG oder BGB sowie 196 fürsorgliche Zurückhaltungen ohne an-
schließende Unterbringung (2,7 % aller Behandlungsfälle). In 275 Behandlungs-
fällen (3,8 %) kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon in 275 Fällen (3,8 %) zu frei-
heitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 17 Fällen (0,2 %) zu einer medi-
kamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 12 Fäl-
len (0,2 %), eine Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 7 Fäl-
len (0,1 %). In zwei Fällen (0,0 %) kam es sowohl zu einer Notfallmedikation, als 
auch zu einer Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss. 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr 2023 in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
1.337 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 1.295 freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen, 24 Notfallmedikationen und 18 Zwangsmedikationen mit 
richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme betrug für 
freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 8,8 Stunden, der Median lag bei 
1,8 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für 
freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 41,2 Stunden und der Median 
betrug 6,7 Stunden. Damit betrug der Anteil der Dauer von freiheitsbeschränken-
den Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,2 %. 
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Von einer Fixierung waren 149 Fälle (2,1 %) betroffen. Insgesamt erfolgten 
724 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 4,6 Stunden und einem 
Median von 1,8 Stunden. 62 Fixierungen (8,6 % aller Fixierungen) dauerten 
höchsten 30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro be-
troffenem Fall betrug 22,2 Stunden, der Median betrug 5,6 Stunden. Von Isolie-
rungen waren 152 Fälle (2,1 %) betroffen. Insgesamt erfolgten 557 Isolierungen 
mit einer durchschnittlichen Dauer von 6,5 Stunden und einem Median von 
1,1 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer pro betroffenem 
Fall betrug 23,9 Stunden mit einem Median von 6,2 Stunden. 

Bei 11 Fällen (0,2 %) kam es insgesamt zu 14 Festhaltemaßnahmen. Der Quotient 
aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaßnahme und 
dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringungen nach BGB 
oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschließende Unterbrin-
gung) betrug über alle Diagnosen im Mittel 0,6. 

Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug (2023) 

Im Berichtsjahr 2023 kam es in 680 Behandlungsfällen (32,7 %) zu Zwangsmaß-
nahmen. In 552 Behandlungsfällen (26,5 %) kam es zu freiheitsbeschränkenden 
Zwangsmaßnahmen, in 368 Behandlungsfällen (17,7 %) zu Zimmereinschluss 
und in 66 Behandlungsfällen (3,2 %) zu einer medikamentösen Zwangsbehand-
lung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 17 Behandlungsfällen (0,8 %), eine 
Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 55 Fällen (2,6 %). Es 
wurden 6 Fälle (0,3 %) dokumentiert, in denen sowohl eine Notfall- als auch eine 
Zwangsmedikation erfolgte. 

Insgesamt kam es zu 43.194 Zwangsmaßnahmen, davon 13.317 freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen, 29.708 Zimmereinschlüssen, 23 Notfallmedi-
kationen und 143 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss. 

Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme lag für freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen bei 21,5 Stunden und für Zimmereinschluss bei 10,4 Stun-
den. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 517,3 Stunden und für Zimmerein-
schluss bei 836,9 Stunden. Der Anteil der Dauer aller freiheitsbeschränkenden 
Zwangsmaßnahmen und Zimmereinschlüsse an der Gesamtaufenthaltsdauer al-
ler einliegenden Fälle lag bei 2,3 % bzw. 2,4 %. Für beide Maßnahmenarten zu-
sammen lag der Anteil bei 4,7 %. Von Fixierungen waren 74 Fälle betroffen 
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(3,6 %). Insgesamt fanden 601 Fixierungen statt mit einer durchschnittlichen 
Dauer von 19,3 Stunden und einem Median von 12,9 Stunden. 20 Fixierungen 
(3,3 % aller Fixierungen) dauerten bis höchstens 30 Minuten. Von Isolierungen 
waren 550 Fälle betroffen (26,4 %). Insgesamt gab es 12.716 Isolierungen mit ei-
ner durchschnittlichen Dauer von 21,6 Stunden, der Median lag bei 10,7 Stunden. 

Berichtsjahr 2024 

In die Auswertung für das Berichtsjahr 2024 gingen Daten aller 34 anerkannten 
Einrichtungen mit insgesamt 129.263 Entlassungen/einliegenden Fällen (inkl. 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und Maßregelvollzug) ein, davon 7.564 Entlas-
sungen aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 2.184 einliegende Fälle aus 
dem Maßregelvollzug. 

Die Zahl der Behandlungsfälle nahm 2024 im Vergleich zu 2023 insgesamt um 
6,2 % zu. Insgesamt ergaben sich für die eingeschlossenen Fälle 3.575.228 Be-
rechnungstage, davon 236.422 in der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 569.211 
im Maßregelvollzug. 

Zwangsmaßnahmen in Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psychotherapie 
und Neurologie (2024) 

Im Berichtsjahr 2024 gab es in der Allgemeinpsychiatrie, Psychosomatik/Psy-
chotherapie und Neurologie 119.515 Behandlungsfälle mit 2.769.595 Berech-
nungstagen. 

Im Berichtsjahr 2024 erfolgten 7.394 Unterbringungen nach PsychKHG oder BGB 
(6,2 % aller Behandlungsfälle) sowie 7.438 fürsorgliche Zurückhaltungen ohne 
anschließende Unterbringung (6,2 % aller Behandlungsfälle). In 9.008 (7,5 %) 
Behandlungsfällen kam es zu Zwangsmaßnahmen, davon kam es in 8.739 Fällen 
(7,3 %) zu freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen und in 857 Fällen 
(0,7 %) zu einer medikamentösen Zwangsbehandlung. Eine Notfallmedikation er-
folgte dabei in 357 Behandlungsfällen (0,3 %), eine Zwangsmedikation mit rich-
terlichem Beschluss erfolgte in 490 Fällen (0,4 %). Bei 55 betroffenen Fällen 
(0,0 %) konnten die Zwangsmedikationen nicht zugeordnet werden. In 46 Fällen 
(0,0 %) erfolgte sowohl eine Notfallmedikation als auch eine Zwangsmedikation 
mit richterlichem Beschluss. 
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Insgesamt wurden 31.437 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 29.406 frei-
heitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 573 Notfallmedikationen und 
929 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss . 63 Zwangsmedikationen 
konnten nicht zugeordnet werden. Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme 
betrug für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 16,2 Stunden, der Median 
lag bei 7,3 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall 
lag für freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 56,0 Stunden und der 
Median betrug 13,7 Stunden. Damit betrug der Anteil der Dauer von freiheitsbe-
schränkenden Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,7 %. 

Von einer Fixierung waren 4.292 Fälle betroffen (3,6 %). Insgesamt erfolgten 
8.911 Fixierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 13,2 Stunden und einem 
Median von 5,3 Stunden. 812 Fixierungen (9,1 % aller Fixierungen) dauerten 
höchsten 30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro be-
troffenem Fall betrug 27,0 Stunden und der Median betrug 8,3 Stunden. 

Von Isolierungen waren 6.127 Fälle (5,1 %) betroffen. Insgesamt erfolgten 
20.341 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 17,6 Stunden und ei-
nem Median von 8,3 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer 
pro betroffenem Fall betrug 57,6 Stunden mit einem Median von 14,3 Stunden. 

Bei 65 Fällen (0,1 %) kam es insgesamt zu 85 Festhaltemaßnahmen. Bei 29 Fällen 
(0,0 %)wurden insgesamt 69 Zimmereinschlüsse mit einer durchschnittlichen 
Dauer von 7,3 Stunden (Median 3,5 Stunden) und einer durchschnittlichen kumu-
lativen Dauer pro betroffenem Fall von 17,4 Stunden (Median 3,0 Stunden) doku-
mentiert. 

Der Quotient aus dem Anteil der Fälle mit freiheitsbeschränkender Zwangsmaß-
nahme und dem Anteil von Fällen mit unfreiwilligem Aufenthalt (Unterbringun-
gen nach BGB oder PsychKHG oder fürsorgliche Zurückhaltung ohne anschlie-
ßende Unterbringung) betrug über alle Diagnosen hinweg (ohne Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und Maßregelvollzug) im Mittel 0,6. 

Zwangsmaßnahmen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie (2024) 

Im Berichtsjahr 2024 gab es in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 7.564 Behand-
lungsfälle mit 236.422 Berechnungstagen. 
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Im Berichtsjahr 2024 erfolgten 362 (4,8 % aller Behandlungsfälle) Unterbringun-
gen nach PsychKHG oder BGB  

sowie 157 fürsorgliche Zurückhaltungen ohne anschließende Unterbringung 
(2,1 % aller Behandlungsfälle). In 277 Behandlungsfällen (3,7 %) kam es zu 
Zwangsmaßnahmen, davon in 272 Fällen (3,6 %) zu freiheitsbeschränkenden 
Zwangsmaßnahmen und in 19 Fällen (0,3 %) zu einer medikamentösen Zwangs-
behandlung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 5 Fällen (0,1 %), eine 
Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 14 Fällen (0,2 %). Ein 
Fall sowohl zu einer Notfallmedikation als auch zu einer Zwangsmedikation mit 
richterlichem Beschluss wurde für 2024 nicht gemeldet (0,0 %). 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr 2024 in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
1.173 Zwangsmaßnahmen durchgeführt, davon 1.131 freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen, 6 Notfallmedikationen und 34 Zwangsmedikationen mit 
richterlichem Beschluss. Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme betrug für 
freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen 4,7 Stunden, der Median lag bei 
1,8 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für 
freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen bei 19,7 Stunden und der Median 
betrug 3,8 Stunden. Damit betrug der Anteil der Zwangsmaßnahmendauer von 
freiheitsbeschränkenden Zwangsmaßnahmen an der Aufenthaltsdauer 0,1 %. 

Von einer Fixierung waren 158 Fälle (2,1%) betroffen. Insgesamt erfolgten 733 Fi-
xierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 4,4 Stunden und einem Median 
von 2,0 Stunden. 60 Fixierungen (8,2 % aller Fixierungen) dauerten höchsten 
30 Minuten. Die durchschnittliche kumulative Fixierungsdauer pro betroffenem 
Fall betrug 20,3 Stunden der Median betrug 3,7 Stunden. 

Von Isolierungen waren 130 Fälle (1,7 %) betroffen. Insgesamt erfolgten 377 Iso-
lierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 5,7 Stunden und einem Median 
von 1,3 Stunden. Die durchschnittliche kumulative Isolierungsdauer pro betroffe-
nem Fall betrug 16,5 Stunden mit einem Median von 4,1 Stunden. 

Bei 16 Fällen (0,2 %) kam es insgesamt zu 20 Festhaltemaßnahmen. 

Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug (2024) 

Im Berichtsjahr 2024 kam es in 638 Behandlungsfällen (30,1 %) zu Zwangsmaß-
nahmen. In 535 Behandlungsfällen (24,5 %) kam es zu freiheitsbeschränkenden 
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Zwangsmaßnahmen, in 375 Behandlungsfällen (17,2 %) zu Zimmereinschluss 
und in 50 Behandlungsfällen (2,3 %) zu einer medikamentösen Zwangsbehand-
lung. Eine Notfallmedikation erfolgte dabei in 16 Behandlungsfällen (0,7 %), eine 
Zwangsmedikation mit richterlichem Beschluss erfolgte in 37 Fällen (1,7 %). Es 
wurden 3 Fälle (0,1 %) dokumentiert, in denen sowohl eine Notfall- als auch eine 
Zwangsmedikation erfolgte. 

Insgesamt kam es zu 44.051 Zwangsmaßnahmen, davon 14.292 freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen, 29.597 Zimmereinschlüsse, 21 Notfallmedika-
tionen und 132 Zwangsmedikationen mit richterlichem Beschluss . 

Die durchschnittliche Dauer pro Maßnahme lag für freiheitsbeschränkende 
Zwangsmaßnahmen bei 16,3 Stunden und für Zimmereinschluss bei 10,1 Stunden. 
Die durchschnittliche kumulative Dauer pro betroffenem Fall lag für freiheitsbe-
schränkende Zwangsmaßnahmen bei 433,4 Stunden und für Zimmereinschluss 
bei 793,5 Stunden. Der Anteil der Dauer aller freiheitsbeschränkenden Zwangs-
maßnahmen und Zimmereinschlüsse an der Gesamtaufenthaltsdauer aller einlie-
genden Fälle lag bei 1,7 % bzw. 2,2 %. Für beide Maßnahmenarten zusammen lag 
der Anteil bei 3,9 %. 

Von Fixierungen waren 58 Fälle betroffen (2,6 %). Insgesamt fanden 306 Fixie-
rungen statt mit einer durchschnittlichen Dauer von 26,8 Stunden und einem Me-
dian von 8,1 Stunden. 24 Fixierungen (7,8 % aller Fixierungen) dauerten bis 
höchstens 30 Minuten. 

Von Isolierungen waren 531 Fälle betroffen (24,3 %). Insgesamt gab es 
13.986 Isolierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von 16,0 Stunden, der Me-
dian lag bei 7,8 Stunden. 

c) Einordnung der der erfassten Daten und Auswertungen 

Die Qualität der Daten aus dem Melderegister kann insgesamt als gut und mitt-
lerweile sehr differenziert bewertet werden. Die nahezu vollständige Erfassung 
zeigt zudem die gute Praktikabilität des Meldeverfahrens.  
Seit 2017 findet auf Einladung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und In-
tegration sowie der Ombudsstelle jährlich eine Fachtagung zum Melderegister 
statt. Die erfassten Daten werden jeweils ausgewertet und unter Wahrung des 
Datenschutzes den anerkannten Einrichtungen zur Verfügung gestellt. Soweit 
die Auswertungen konkrete Angaben oder Vergleiche enthielten, wurden diese 
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pseudonymisiert, so dass nicht erkennbar war, um welche Einrichtung es sich 
konkret handelte. Die Einrichtungen wurden jeweils darüber informiert, welches 
Pseudonym ihnen zugeordnet wurde. 
Hierbei wurden im Dialog mit den anerkannten Einrichtungen nicht nur die Er-
gebnisse der Datenerhebung diskutiert, sondern auch die Datenerhebung fort-
entwickelt, indem in der Folge einzelne Erfassungsparameter angepasst wurden.  

Nachdem durch das Urteil des BVerfG vom 24. Juli 2018 zur Fixierung ohne rich-
terlichen Beschluss eine Gesetzesänderung vorgenommen wurde, konnte 2019 
ein Rückgang der Anzahl der Fixierungen beobachte werden (von 14.954 Maß-
nahmen bei 5.041 Fällen im Jahr 2018 auf 10.923 Maßnahmen bei 4.202 Fällen im 
Jahr 2019 – ohne Maßregelvollzug). 16 Insbesondere war die durchschnittliche 
Dauer der Fixierung von 20,7 Stunden im Jahr 2018 auf 14,1 im Jahr 2019 Stunden 
gesunken. Inwiefern die erfolgte Gesetzesänderung nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 24. Juli 2018 auf den Rückgang Einfluss hatte, lässt 
sich nicht mit absoluter Sicherheit feststellen.  

Der noch im vorherigen Bericht der Ombudsstelle an den Landtag von November 
2018 erwähnte Trend zur Abnahme der Häufigkeit von Fixierungen bei Zunahme 
von Isolierungen scheint sich weiterhin zu bestätigen. 

Es ist festzustellen, dass die Behandlungsfälle in der Allgemeinpsychiatrie, der 
Psychosomatik, der Psychotherapie und Neurologie und der Kinder- und Jugend-
psychiatrie und Maßregelvollzug in den am Melderegister teilnehmenden Klini-
ken zwischen 2018 und 2024 gestiegen sind. Im Jahr 2018 wurden insgesamt 
115.013 Entlassungen/ einliegende Fälle und im Jahr 2024 wurden im Vergleich 
insgesamt 129.263 Entlassungen/einliegenden Fällen ermittelt. 

In der Folge ist auch die Anzahl der durchgeführten Zwangsmaßnahmen konti-
nuierlich gestiegen.  
Im Jahr 2018 kam es in der Allgemeinpsychiatrie, der Psychosomatik, der Psy-
chotherapie und Neurologie und der Kinder- und Jugendpsychiatrie in 7.129 Fäl-
len zu freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen. Von einer Fixierung waren 
5.041 Fälle, von Isolierungen 3.166 Fälle betroffen. 

Im Jahr 2024 kam es in der Allgemeinpsychiatrie, der Psychosomatik, der Psy-
chotherapie und Neurologie und der Kinder- und Jugendpsychiatrie insgesamt in 
9.011 Fällen zu freiheitsbeschränkende Zwangsmaßnahmen, darunter 8.739 Fälle 

 
16 Urteil des BVerfG vom 24. Juli 2018, Az.: 2 BvR 309/15 und 502/16. 
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in der Allgemeinpsychiatrie, der Psychosomatik, der Psychotherapie und Neuro-
logie und 272 Fälle in der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Von einer Fixierung wa-
ren 4.450 Fälle betroffen, darunter 4.292 Fälle in der Allgemeinpsychiatrie, der 
Psychosomatik, der Psychotherapie und der Neurologie und 158 Fälle in der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie. Von einer Isolierungen waren 6.257 Fälle betroffen, 
darunter 6.127 Fälle in der Allgemeinpsychiatrie, der Psychosomatik, der Psycho-
therapie und Neurologie und 130 Fälle in der Kinder- und Jugendpsychiatrie.  

Es besteht in diesem Zusammenhang eine Relation zwischen einem Anstieg der 
Anzahl der Behandlungsfälle und einem Anstieg der Anzahl der Zwangsmaßnah-
men. 

5. Fazit 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich die durch die im Jahr 2015 
PsychKHG neu eingeführten Maßnahmen - die IBB-Stellen, das Melderegister 
und die Besuchskommissionen –in der Praxis bewährt haben. Die durch die ein-
geführten Maßnahmen erreichten Synergieeffekte gilt es in Zukunft stetig auszu-
bauen. Grundlegende Zielsetzung bleibt weiterhin die Reduktion von Zwangs-
maßnahmen. 

Die IBB-Stellen werden von den hilfe- und ratsuchenden Personen als Anlauf-
stellen im niederschwelligen Bereich gut angenommen und haben sich insoweit 
in der psychiatrischen Hilfelandschaft gut etabliert. Insgesamt konnte festge-
stellt werden, dass die Resonanz zur Arbeit der IBB-Stellen grundsätzlich positiv 
ist, aber teilweise Unterschiede insbesondere in der Beratungsfrequenz beste-
hen.  

Auch die Besuchskommissionen haben sich in der Praxis sehr bewährt und wer-
den als wichtiges Korrektiv wahrgenommen. 

Schließlich sind die aus dem Melderegister gelieferten Daten mittlerweile sehr 
ausdifferenziert und lassen weitere wissenschaftliche Untersuchungen zu.  
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